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Indikative Zeitleiste für die Geltung der einzelnen Vorschriften der PPWR (21. Januar 2026) 

Mit einem * versehene Zeitangaben sind abhängig vom Erlass eines Durchführungsrechtsaktes („IA“) oder delegierten Rechtsaktes („DA“). Der 

angegebene Zeithorizont kann sich daher verzögern, wenn die Kommission den „Zeitplan der PPWR“ nicht einhalten kann.  

Hierbei haben wir zugrunde gelegt, dass die Kommission nur die verpflichtend in der PPWR vorgesehenen Rechtsakte umsetzen wird. Freiwillige 

Maßnahmen der Kommission sind daher grün gefärbt.  

IA und DA sowie Berichte und Leitlinien sind kursiv gesetzt, ebenso unverbindliche Vorgaben an die Verpflichteten. 

Anforderungen der PPWR Zeithorizont Fundstelle 

Art. 1–4 --- --- 

Allgemeine Befugnis der Kommission zum Erlass von Leitlinien zur Unterstützung 
der Erfüllung der Anforderungen der Verordnung, mit Schwerpunkt auf Kleinst-
unternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

--- Erwägungsgrund 185 

Art. 5 – Allgemeine Anforderungen   

 Beschränkung besorgniserregender Stoffe in Verpackungen  
(insb. Blei, Cadmium, Quecksilber, sechswertiges Chrom) 

ab 12.08.2026 Art. 5 Abs. 1, 4, Art. 71 

Bericht von Kommission und Europäischer Chemikalienagentur hierzu, ggf. mit 
weiteren Konkretisierungen 

bis 31.12.2026 Art. 5 Abs. 2  
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Anforderungen der PPWR Zeithorizont Fundstelle 

Evaluierung durch die Kommission zu den Auswirkungen der Regelung auf das 
Vorhandensein und Konzentration besorgniserregender Stoffe  

bis 12.08.2033 Art. 5 Abs. 9 

 Verbot von PFAS in Lebensmittelverpackungen  ab 12.08.2026 Art. 5 Abs. 5 UAbs. 1, 2 

Evaluierung der PFAS-Verbote und ggf. Änderungsvorschläge durch die 
Kommission 

bis 12. August 2030 Art. 5 Abs. 5 UAbs. 3 

Art. 6, Anhang II – Recyclingfähigkeit   

 Gebot zur Gestaltung von Verpackungen für stoffliches Recycling; nur noch 
Inverkehrbringen von Verpackungen, die der Leistungsstufe A, B oder C 
entsprechen 

ab 01.01.2030* Art. 6 Abs. 2 UAbs. 2, 4 

DA: Ergänzung der Kriterien für die recyclinggerechte Gestaltung, die Bemessung 
der Recyclingfähigkeit und die Leistungsstufen durch die Kommission (und 
Normungsorganisationen) 

bis 01.01.2028 Art. 6 Abs. 4 

 Gebot zur Gestaltung von Verpackungen für getrennte Sammlung und für 
Recycling in großem Maßstab 

ab 01.01.2035* Art. 6 Abs. 2 UAbs. 5 

IA: Festlegung der Methode für die Bewertung von „in großem Maßstab recycelt“ bis 01.01.2030 Art. 6 Abs. 5 

 Modulierung von Finanzbeiträgen im Rahmen der erweiterten 
Herstellerverantwortung durch die Mitgliedstaaten in Bezug auf die Leistungsstufen 

bis 01.07.2029 Art. 6 Abs. 8 

 Modulierung von Finanzbeiträgen im Rahmen der erweiterten 
Herstellerverantwortung in Bezug auf Recyclingfähigkeit in großem Maßstab durch 
die Mitgliedstaaten 

bis 01.07.2031 Art. 6 Abs. 8 

Evaluierung der Ausnahmeregelungen und ggf. Änderungsvorschläge durch die 
Kommission 

bis 01.01.2035 Art. 6 Abs. 12 

Ggf. Anpassung von Schwellenwerten für die Einstufung von Verpackungen als „in 
großem Maßstab recycelt“ durch die Kommission 

bis 2035 Art. 6 Abs. 7 
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Anforderungen der PPWR Zeithorizont Fundstelle 

Bewertung der Granularität der in der Produktkette zu meldenden Daten durch die 
Kommission und ggf. weitere Maßnahmen 

bis 11.02.2035 Art. 6 Abs. 6 

 Nur noch Inverkehrbringen von Verpackungen, die der Leistungsstufe A oder B 
entsprechen in Bezug auf Recyclingfähigkeit in großem Maßstab 

ab 01.01.2038 Art. 6 Abs. 3 UAbs. 3 

Art. 7 – Mindestrezyklatanteil   

 Erste Stufe der Mindestprozentsätze ab 01.01.2030* Art. 7 Abs. 1 

 Verpflichtung zur Einhaltung der Vorgaben nach Art. 7 Abs. 8 bei der Berechnung 
und Überprüfung des Rezyklatanteils 

ab 01.01.2029* Art. 7 Abs. 11 

IA/DA: Festlegung der Methode für die für die Berechnung und Überprüfung des 
Prozentsatzes an Rezyklatanteil, von Nachhaltigkeitskriterien für 
Kunststoffrecyclingtechnologien, der Methode zur Bewertung des Recyclings in 
Drittländern u.a. 

bis 31.12.2026 Art. 7 Abs. 8–10  

Evaluierung und ggf. Änderung der Ausnahmen von den Mindestprozentsätzen an 
Rezyklatanteil durch die Kommission 

bis 01.01.2028 Art. 7 Abs. 12 

Berichte zur allgemeinen Evaluierung sowie weitere Evaluierung der 
Ausnahmeregelungen und ggf. Änderungsvorschläge durch die Kommission 

bis 12.02.2032 Art. 7 Abs. 14, 15 

 Zweite Stufe der Mindestprozentsätze ab 01.01.2040 Art. 7 Abs. 2 

Art. 8 – Biobasierte Rohstoffe   

Bericht zur Evaluierung und ggf. Gesetzgebungsvorschlag zu Anforderungen im 
Hinblick auf biobasierte Rohstoffe  

bis 12.02.2028 Art. 8 Abs. 1, 2 

Art. 9, Anhang III - Kompostierbarkeit   

 Pflicht zur Kompostierbarkeit von durchlässigen Tee-, Kaffee- und anderen 
durchlässigen Getränkebeuteln bzw. aufweichenden Einzelportionen für Tee- / 
Kaffeesysteme sowie für an Obst und Gemüse aufgebrachten Aufklebern 

ab 12.02.2028 Art. 9 Abs. 1 
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Anforderungen der PPWR Zeithorizont Fundstelle 

Ggf. besondere Anforderungen der Mitgliedstaaten für gemeinsame Sammlung 
kompostierbarer Verpackungen (z.B. „Biokunststoff“) 

ab 12.08.2026 Art. 9 Abs. 2, Art. 71 

 Pflicht zur Gestaltung für stoffliches Recycling (Art. 6) für alle nicht in Art. 9 Abs. 1 
und 2 genannten kompostierbaren Verpackungen (einschließlich „bioabbaubarer 
Kunststoff“ und sonstige biologisch abbaubare Materialien) 

ab 12.02.2028 Art. 9 Abs. 3 

Prüfung zur Aufnahme weiterer Verpackungen unter Abs. 1 oder Absatz 2 lit. a) --- Art. 9 Abs. 5 

Standardisierungsersuchen der Kommission an europäische 
Normungsorganisationen zwecks Erarbeitung / Erlass einer harmonisierten Norm 
zur allg. Kompostierbarkeit und Eigenkompostierbarkeit von Verpackungen 

bis 12.02.2026 Art. 9 Abs. 6 

Art. 10, 24, Anhang IV – Verpackungsminimierung   

 Allgemeines Gebot der Minimierung bzw. Verbot übermäßiger Verpackungen ab 01.01.2030 Art. 10 Abs. 1, 2 

Ggf. Standardisierungsersuchen der Kommission an europäische 
Normungsorganisationen zwecks Erarbeitung / Erlass einer harmonisierten Norm 
zur Methode für die Berechnung und Messung der Erfüllung der Anforderungen für 
die Minimierung von Verpackungen 

bis 12.02.2027 Art. 10 Abs. 3 

 Allgemeine Pflicht der Wirtschaftsakteure zur Begrenzung des Leerraums von 
Verkaufsverpackungen auf das „erforderliche Mindestmaß“ 

ab 12.02.2028 Art. 24 Abs. 4, 5 

 Leerraum von max. 50 % bei Umverpackungen, Transportverpackungen oder E-
Commerce-Verpackungen 

ab 01.01.2030* Art. 24 Abs. 1 

IA: Festlegung der Methode zur Berechnung des Leerraumverhältnisses bis 12.02.2028 Art. 24 Abs. 2 

Evaluierung des Leerraumverhältnisses und der Ausnahmen nach Abs .5 durch die 
Kommission und ggf. Gesetzgebungsvorschläge zur Festlegung von 
Leerraumverhältnissen insbes. für Spielzeug, Kosmetika, Do-It-Yourself-Kits und 
elektronische Produkte 

bis 12.02.2032 Art. 24 Abs. 6 
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Anforderungen der PPWR Zeithorizont Fundstelle 

Art. 11, 26, 27, 29, 30, 31, 33, 51, Anhang VI – Wiederverwendbare Verpackungen, 
Wiederverwendungssysteme 

  

 Allgemeine Anforderungen an Qualifizierung als wiederverwendbare Verpackung ab 12.08.2026 Art. 11 Abs. 1, Art. 71 

 Verpflichtung der Wirtschaftsakteure bei Verwendung wiederverwendbarer 
Verpackungen die Bereitstellung und verpflichtende Nutzung eines 
Wiederverwendungssystems nach Anhang VI (und mit Anreizsetzung für 
Rückgabe) sicherzustellen 

ab 12.08.2026* 
Art. 26 Abs. 1, Art. 27, 
Art. 71 

DA: Konkretisierung der erforderlichen Kreislaufdurchgänge durch die Kommission bis 12.02.2027 Art. 11 Abs. 2 

 40 %-Quote für Transportverpackungen und Verkaufsverpackungen mit 
besonderer Beförderungsfunktion 

ab 01.01.2030 Art. 29 Abs. 1 UAbs. 1 

 70 %-Ziel für Transportverpackungen und Verkaufsverpackungen mit besonderer 
Beförderungsfunktion (Bemühensklausel) 

ab 01.01.2040 Art. 29 Abs. 1 UAbs. 2 

 100 %-Quote für Transportverpackungen und Verkaufsverpackungen mit 
besonderer Beförderungsfunktion zwischen Standorten desselben Unternehmens 
bzw. im Konzern oder zur Beförderung innerhalb desselben Mitgliedstaats 

ab 01.01.2030 Art. 29 Abs. 2, 3 

 10 %-Quote für Umverpackungen ab 01.01.2030 Art. 29 Abs. 5 UAbs. 1 

 25 %-Ziel für Umverpackungen (Bemühensklausel) ab 01.01.2040 Art. 29 Abs. 5 UAbs. 2 

 10 %-Quote für Getränkeverpackungen ab 01.01.2030 Art. 29 Abs. 6 UAbs. 1 

 40 %-Ziel für Getränkeverpackungen (Bemühensklausel) ab 01.01.2040 Art. 29 Abs. 6 UAbs. 2 

Erlass von Leitlinien für betroffene Getränkeverpackungen bis 12.02.2027 Art. 29 Abs. 8 

 Möglichkeit der Gestattung von Pools im Hinblick auf die 
Getränkeverpackungsziele 

abhängig von nationaler 
Umsetzung* 

Art. 29 Abs. 12 

DA: Konkretisierung der Berichterstattungspflichten der Pools durch die 
Kommission  

bis 01.01.2028 Art. 29 Abs. 12 UAbs. 6 
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 Pflicht der Wirtschaftsakteure zur Berechnung und Nachweis der 
Wiederverwendung 

ab 01.01.2030* Art. 29, 30 Abs. 4 

IA: Festlegung der Methode zur Berechnung der Wiederverwendungsziele durch 
die Kommission 

bis 30.06.2027 Art. 30 Abs. 3 

 Berichterstattung der Wirtschaftsakteure an die zuständigen nationalen Behörden 
über Wiederverwendungsziele 

bis 30.06.2030 (für 
Kalenderjahr 2030); 
dann jährlich 

Art. 31 Abs. 1–3 

Einrichtung einer europäischen Beobachtungsstelle für die Wiederverwendung 
durch die Kommission 

bis 12.02.2027 Art. 31 Abs. 7 

 Besondere Pflichten für Endvertreiber in Bezug auf das 
Wiederverwendungsangebot im Gastgewerbe (Mitnahmeverpackungen, Hinweise) 

ab 12.02.2028 Art. 33 Abs. 1–3 

 10 %-Ziel für das Angebot von Produkten in wiederverwendbaren Verpackungen 
im Gastgewerbe (Bemühensklausel)  

ab 2030 Art. 33 Abs. 5 

 Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Förderung der Wiederverwendungsziele mit 
ausreichenden Anreizen für die Rückgabe, einschließlich Sicherstellung, dass 
Regime der erweiterten Herstellerverantwortung und Pfand- und 
Rücknahmesysteme ein Mindestbudget für Reduzierungs- /  Präventionsmaß-
nahmen vorhalten 

ab 12.08.2026 (abhängig 
von nationaler 
Umsetzung) 

Art. 51 

 Datenübermittlung der Mitgliedstaaten an die Kommission über die Abschätzung 
der Folgen für die Beschäftigung im nationalen Hoheitsgebiet nach Konsultation 
der Sozialpartner in den betroffenen Sektoren 

bis 12/2032 Art. 29 Abs. 19 UAbs. 2 

Bericht zur Evaluierung der Wiederverwendungsziele durch die Kommission 
einschließlich der Evaluierung der Ausnahmen und Abweichungen 

bis 01.01.2034 Art. 29 Abs. 19 UAbs. 1 

Art. 12 – Kennzeichnung von Verpackungen   

 Harmonisierte Kennzeichnung von Verpackungen ab 12.08.2028* Art. 12 Abs. 1 
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 Besondere Kennzeichnung wiederverwendbarer Verpackungen ab 12.02.2029* Art. 12 Abs. 2 

 Vorgaben für Kennzeichnung mit Angaben über den Mindestrezyklatanteil ab 12.08.2028* Art. 12 Abs. 4 

IA: Konkretisierung der harmonisierten Kennzeichnung durch Kommission, 
einschließlich der Methode für die Angabe der Materialzusammensetzung von 
Verpackungen einschließlich Verbundverpackungen und integrierter oder separater 
Bestandteile  

bis 12.08.2026 
Art. 12 Abs. 6, 7 
UAbs. 1 

IA: Konkretisierung zur Angabe besorgniserregender Stoffe bis 01.01.2030 Art. 12 Abs. 7 UAbs. 2 

 Allgemeines Verbot der irreführenden Kennzeichnung ab 12.08.2026 Art. 12 Abs. 8, Art. 71 

Leitlinien zur irreführenden Kennzeichnung --- Art. 12 Abs. 8 S. 2 

 Möglichkeit zur Kennzeichnung der Beteiligung an einem EPR-System mittels 
Symboles in einem QR-Code oder einer anderen standardisierten und offenen 
digitalen Kennzeichnungstechnologie 

ab 12.02.2027 Art. 12 Abs. 9 

 Möglichkeit der Mitgliedstaaten zur Ermöglichung der nationalen Kennzeichnung 
hinsichtlich Pfand- und Rücknahmesystemen 

ab 12.08.2026 Art. 12 Abs. 10, Art. 71 

 Abverkauf nicht gekennzeichneter Produkte 

bis zu drei Jahre nach 
Geltungsbeginn der 
jeweiligen 
Kennzeichnungspflichten 

Art. 12 Abs. 12 

Art. 13 – Kennzeichnung von Abfallbehältern   

 Kennzeichnung für getrennte Sammlung  ab 12.08.2028* Art. 13 Abs. 1 

IA: Konkretisierung der harmonisierten Kennzeichnung durch Kommission bis 12.08.2026 Art. 13 Abs. 2 

Art. 14 – Einschränkung von Green Claims ab 12.08.2026 Art. 14, Art. 71 

Art. 15 – Erzeugerpflichten   
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 Allgemeine Pflichten für Erzeuger ab 12.08.2026 
Art. 15 Abs. 2–7, 11, 
12, Art. 71 

 Besondere Pflichten für Erzeuger, insb. nach Art. 5–12, einschließlich 
Vertriebsverbot 

abhängig von jeweiligem 
Geltungsbeginn der 
konkreten Pflichten in 
Art. 5–12 

Art. 15 Abs. 1, 8–10 

Art. 16 – Lieferantenpflichten   

 Informationspflichten der Lieferanten gegenüber dem Erzeuger ab 12.08.2026 Art. 16, Art. 71 

Art. 17 – Bevollmächtigung ab 12.08.2026 Art. 17, Art. 71 

Art. 18 – Importeurpflichten   

 Allgemeine Pflichten für Importeure ab 12.08.2026 Art. 18 Abs. 3, 4, Art. 71 

 Besondere Pflichten für Importeure, insb. nach Art. 5–12, einschließlich 
Vertriebsverbot 

abhängig von jeweiligem 
Geltungsbeginn der 
konkreten Pflichten in 
Art. 5–12 

Art. 18 Abs. 1, 2, 5–9 

Art. 19 – Vertreiberpflichten   

 Allgemeine (Sorgfalts-) Pflichten für Vertreiber (Prüfung Erfüllung der Pflichten der 
Erzeuger und Importeure) 

ab 12.08.2026 
Art. 19 Abs. 1, 2 lit. c), 
Art. 71 

 Besondere (Sorgfalts-) Pflichten für Vertreiber, insb. nach Art. 5–12 und 44, 
einschließlich Vertriebsverbot / Abhilfemaßnahmen 

abhängig von jeweiligem 
Geltungsbeginn der 
konkreten Pflichten in 
Art. 5–12, 44 

Art. 19 Abs. 2–6 

Art. 20 – Fulfilment-Dienstleisterpflichten   

 Besondere Pflichten für Fulfilment-Dienstleister, insb. nach Art. 5–12 abhängig von jeweiligem 
Geltungsbeginn der 

Art. 20 
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konkreten Pflichten in 
Art. 5–12 

Art. 21 – Importeur / Vertreiber als Erzeuger ab 12.08.2026 Art. 21, Art. 71 

Art. 22 – Identifizierung der Wirtschaftsakteure   

 Pflicht der Wirtschaftsakteure zur Informationsbereitstellung gegenüber 
zuständigen Behörden zur Identität von Lieferanten und Kunden (5 Jahre bei 
Einwegverpackungen, 10 Jahre bei wiederverwendbaren Verpackungen) 

ab 12.08.2026 Art. 22, Art. 71 

Art. 23 – Informationspflichten der Verpackungsabfallbewirtschafter ab 12.08.2026 Art. 23, Art. 71 

Art. 25, Anhang V, Art. 67 Abs. 5 – Beschränkung Verpackungsformate und 
bestimmte Einwegkunststoffprodukte 

  

 Vertriebsverbot für Wirtschaftsakteure im Hinblick auf Verpackungsformate gemäß 
Anhang V 

ab 01.01.2030 Art. 25 Abs. 1 

Erlass von Leitlinien durch die Kommission zu Annex V bis 12.02.2027 Art. 25 Abs. 6 

Evaluierung und ggf. ergänzender Gesetzgebungsvorschlag durch die Kommission bis 12.02.2032 Art. 25 Abs. 5 

 Erweiterung der Verbote für bestimmte Einwegkunststoffartikel; Mitgliedstaaten 
müssen weitere Verbote gemäß Richtlinie 2019/904 umsetzen (bestimmte 
Lebensmittelverpackungen / Getränkeverpackungen / Becher aus XPS, 
Schrumpffolie an Flughäfen/Bahnhöfen, Polystyrol-Chips, Mehrpack-
Kunststoffringe) 

bis 12.02.2029 Art. 67 Abs. 5, Art. 71 

Art. 28, 32, 51, Anhang VI – Wiederbefüllung   

 Allgemeine (Informations-) Pflichten  ab 12.08.2026 Art. 28 Abs. 1–4, Art. 71 

 Verpflichtung bei Verwendung wiederbefüllbarer Verpackungen zur Erfüllung der 
Anforderungen nach Anhang VI 

ab 12.08.2026 Art. 28 Abs. 2, 3, Art. 71 
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 Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Förderung der Wiederbefüllungsziele, 
einschließlich Anforderungen an Sicherstellung, dass Regime der erweiterten 
Herstellerverantwortung und Pfand- und Rücknahmesysteme ein Mindestbudget 
für Reduzierungs- / Präventionsmaßnahmen vorhalten 

ab 12.08.2026 (abhängig 
von nationaler 
Umsetzung) 

Art. 51, Art. 71 

 Besondere Wiederbefüllungspflichten für Endvertreiber im Gastgewerbe ab 12.02.2027 Art. 32 

 10 %-Ziel für Wiederbefüllungsstationen (Bemühensklausel) ab 01.01.2030 Art. 28 Abs. 5 

Art. 34 – Verringerung (leichte) Kunststofftragetaschen   

 Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Erreichung der Verringerungsziele in Bezug 
auf leichte Kunststofftragetaschen (mit der Möglichkeit von Ausnahmen für sehr 
leichte Kunststofftragetaschen durch die Mitgliedstaaten unter best. 
Voraussetzungen) 

ab 12.08.2026 Art. 34 Abs. 1–4, Art. 71 

 Möglichkeit der Mitgliedstaaten zum Erlass von nationalen Reduktionszielen in 
Bezug auf sämtliche Kunststofftragetaschen 

ab 12.08.2026 Art. 34 Abs. 3, Art. 71 

Bericht zur Evaluierung und möglichen Ausweitung des Verringerungsziels durch 
die Kommission, ggf. Gesetzgebungsvorschlag 

bis 12.02.2032 Art. 34 Abs. 5 

Art. 35-39, Anhang VII und VIII – Konformitätsbewertung, EU-
Konformitätserklärung 

abhängig von jeweiligem 
Geltungsbeginn der 
konkret, zu bewertenden 
Pflichten, insb. in Art. 5–
12; Bewertung und 
Erstellung der Erklärung 
muss davor erfolgen 

Art. 35–39 

Ggf. Standardisierungsersuchen der Kommission an europäische 
Normungsorganisationen zwecks Erarbeitung / Erlass einer harmonisierten Norm 
zu Wiederverwendungs- und Wiederbefüllungssystemen sowie ggf. anderer 
harmonisierter Normen 

--- Art. 36 Abs. 3 
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Art. 40 – Benennung zuständige Behörde bis 12.07.2025 Art. 40 

Art. 41, 43 – Abfallvermeidungsziele    

 Verbindliche Ziele der Vermeidung von Verpackungsabfällen ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 1, Art. 71 

Möglichkeit eines Mitgliedstaates, die Kommission zu ersuchen, dass ein anderes 
Basisjahr als 2018 für die Berechnung der Zielvorgaben verwendet werden kann  

bis 31.12.2025 Art. 43 Abs. 8 

 Erreichung des 5 % Ziels bis 2030* Art. 43 Abs. 1 lit. a) 

 Erreichung des 10 % Ziels bis 2035* Art. 43 Abs. 1 lit. b) 

 Erreichung des 15 % Ziels bis 2040* Art. 43 Abs. 1 lit. c) 

IA: Festlegung von Korrekturfaktor für Vermeidungsziele durch Kommission  bis 12.02.2027 Art. 43 Abs. 2 

Möglichkeit der Mitgliedstaaten getrennte Bewirtschaftungssysteme für 
Verpackungsabfälle aus Haushalten sowie für Verpackungsabfälle aus Industrie 
und Gewerbe beizubehalten 

ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 3, Art. 71 

Ziel der Verringerung von Verpackungsabfällen aus Kunststoff  ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 4, Art. 71 

 Pflicht der Mitgliedstaaten zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um das Anfallen 
von Verpackungsabfällen zu vermeiden und die Umweltauswirkungen von 
Verpackungen zu minimieren (Maßnahmen dürfen nicht zur Verlagerung auf 
leichteres Verpackungsmaterial führen) 

ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 5, Art. 71 

 Pflicht der Mitgliedstaaten zur Schaffung von Anreizen für Restaurants, Kantinen, 
Gastwirtschaften, Cafés und Catering-Diensten, dass den Kunden kostenloses 
bzw. mit niedriger Dienstleistungsgebühr versehenes Leitungswasser in 
wiederverwendbaren / wiederbefüllbaren Formaten angeboten wird 

ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 6, Art. 71 

 Möglichkeit der Mitgliedstaaten weitreichendere Maßnahmen und Ziele zur 
Vermeidung von Verpackungsabfällen vorzugeben 

ab 12.08.2026 Art. 43 Abs. 7, Art. 71 

Frühwarnberichte der Kommission ab 2027 Art. 41 Abs. 1 
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Bericht zur Evaluierung und ggf. ergänzender Gesetzgebungsvorschlag durch die 
Kommission 

bis 12.02.2032 Art. 43 Abs. 9 

Art. 44, Anhang IX – Herstellerregister   

 Erstellung der nationalen Register durch die Mitgliedstaaten bis 12.08.2027* Art. 44 Abs. 1, 11, 13 

IA: Konkretisierung der Anforderungen an Register durch Kommission (erster Draft 
für September 2025 erwartet) 

bis 12.02.2026 Art. 44 Abs. 14 

 Pflicht für Hersteller zur Registrierung einschließlich Vertriebsverbot ab 12.08.2027* Art. 44 Abs. 2–6, 12 

 Pflicht für Hersteller zur Datenmeldung an das Register ab 01.06.2029*1 Art. 44 Abs. 7–10 

Art. 45 – Erweiterte Herstellerverantwortung   

 Allgemeine erweiterte Herstellerverantwortung ab 12.08.2026 Art. 45 Abs. 1, Art. 71 

 Kostentragung für Kennzeichnung von Abfallbehältern abhängig von Art. 13 Art. 45 Abs. 2 lit. a) 

 Kostentragung für Datenerhebungen 
abhängig von 
Durchführung der 
Datenerhebungen 

Art. 45 Abs. 2 lit. b) 

 Pflicht für Erzeuger, Importeure und Vertreiber, die in einem Mitgliedstaat 
niedergelassen sind und Verpackungen / verpackte Produkte in einem anderen 
Mitgliedstaat direkt an Endabnehmer erstmals bereitstellen, einen 
Bevollmächtigten für die erweiterte Herstellerverantwortung zu benennen  

ab 12.08.2026 Art. 45 Abs. 3 Satz 1, 
Art. 3(1) UAbs. 1 Nr. 15  
lit. c), d), Art. 71 

 

1  Hinweis: Dieser Zeitpunkt ergib sich – unabhängig vom Zeitpunkt des Erlasses des IA – aus dem Umstand, dass das gemäß Art. 44 Abs. 7 PPWR 
maßgebliche erste vollständige Kalenderjahr unter den neuen PPWR-Anforderungen das Kalenderjahr 2028 betrifft, da im Kalenderjahr 2027 bis zur 
verpflichtenden Erstellung der nationalen Register (also bis 12.08.2027) andere gesetzliche Anforderungen gelten.  
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 Mitgliedstaaten können vorsehen, dass Erzeuger, Importeure und Vertreiber, die in 
einem Drittland niedergelassen sind und Verpackungen / verpackte Produkte in 
einem anderen Mitgliedstaat direkt an Endabnehmer erstmals bereitstellen, einen 
Bevollmächtigten für die erweiterte Herstellerverantwortung benennen müssen 

ab 12.08.2026 Art. 45 Abs. 3 Satz 2, 
Art. 3(1) UAbs. 1 Nr. 15 
lit. c), d), Art. 71 

 Prüfungspflichten Online-Plattformen 
ab 12.08.2026 (bzw. ab 
12.08.2027 wg. 
Herstellerregister) 

Art. 45 Abs. 4–6, Art. 71 

 Informationspflichten gegenüber Fulfilment-Dienstleistern ab 12.08.2026 Art. 45 Abs. 7, Art. 71 

 Prüfungspflichten Fulfilment-Dienstleister; Möglichkeit zur Aussetzung der 
Dienstleistungen 

ab 12.08.2026 (bzw. ab 
12.08.2027 wg. 
Herstellerregister) 

Art. 45 Abs. 8, 9, Art. 71 

Art. 46 – Organisation(en) für Herstellerverantwortung ab 12.08.2026 Art. 46, Art. 71 

Art. 47 – Zulassung zur Erfüllung der Herstellerverantwortung 

ab 12.08.2026 (bzw. 
abhängig von nationalen 
Vorschriften gem. Art. 
40) 

Art. 47, Art. 71 

Art. 48, 49 – Einrichtung Rücknahme- und Sammelsysteme für alle Verpackungen   

 Beginn der Einrichtung von Rücknahme- und Sammelsystemen für alle 
Verpackungen durch die Mitgliedstaaten (in Deutschland sind gewerbliche 
Verkaufs- und Umverpackungen, Transportverpackungen und Verpackungen 
schadstoffhaltiger Füllgüter noch nicht von einem EPR-System erfasst) 

ab 12.08.2026 Art. 48, Art. 71 

 Verbindliche Sammlung bzw. Sammelziele (und je nach nationaler Umsetzung: 
verbindliche Teilnahme an Rücknahme- und Sammelsystemen für alle 
Verpackungen) 

ab 01.01.2029 Art. 49 
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Art. 50, Anhang X – Pfand- und Rücknahmesysteme für bestimmte 
Getränkeverpackungen 

  

 Beginn der Einrichtung von Pfand- und Rücknahmesysteme durch die 
Mitgliedstaaten (sofern nicht bereits bestimmte Sammelquoten erfüllt sind und ein 
Antrag vom Mitgliedstaat gem. Art. 50 Abs. 5 PPWR gestellt wurde) 

ab 12.08.2026 
Art. 50 Abs. 2, 8–10, 
Art. 71 

Übermittlung eines Antrages auf Ausnahme von der Verpflichtung zur Einrichtung 
von Pfand- und Rücknahmesystemen an die Kommission 

bis 01.01.2028 Art. 50 Abs. 5–7 

 Sicherstellung des 90 %-Ziels für Einweggetränkeflaschen aus Kunststoff und 
Einweggetränkebehälter aus Metall 

bis 01.01.2029 Art. 50 Abs. 1 

 Sicherstellung der Einhaltung der Mindestanforderungen nach Anhang X bis 01.01.2029 Art. 50 Abs. 11 

Evaluierung durch Mitgliedstaaten und Kommission bis 01.01.2038 Art. 50 Abs. 11 UAbs. 3 

Art. 52-54, Anhang XI – Recyclingziele   

 Allgemeine Recyclingziele  
bis 31.12.2025 bzw. 
31.12.2030 

Art. 52 Abs. 1 

 Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Förderung der Recyclingziele und des 
Mindestrezyklatanteils 

ab 12.08.2026 (abhängig 
von nationaler 
Umsetzung) 

Art. 52–54, Art. 71 

Möglichkeit für Antrag auf mitgliedstaatliche Abweichung von den Recyclingzielen bis 31.12.2028 Art. 52 Abs. 2, 3 

Bericht zur Evaluierung und Zielerhöhung durch die Kommission bis 12.02.2032 Art. 52 Abs. 4 

Art. 55 – Informationspflichten zur Vermeidung und Bewirtschaftung von 
Verpackungsabfällen 

ab 12.08.2028 (bzw. 
abhängig von Art. 12) 

Art. 55 

Art. 56 – Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission   

 Allgemeine Pflicht zur Berichterstattung der Mitgliedstaaten 
bis 31.07.2031 (dann 
jährlich)* 

Art. 56 Abs. 3 lit. a) 
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IA: Konkretisierung – Format für die Berichterstattung – durch die Kommission bis 12.02.2027 Art. 56 Abs. 7 

 Pflicht zur Berichterstattung der Mitgliedstaaten im Hinblick auf Pfand- und 
Rücknahmesysteme  

bis 31.07.2030 (dann 
jährlich) 

Art. 56 Abs. 3 lit. b) 

Art. 57, Anhang XII – Datenbanken über Verpackungen   

 Einrichtung harmonisierter Datenbanken bis 12.02.2028* 
Art. 57 Abs. 1, Art. 56 
Abs. 7 

Art. 58-62 – Schutzklauselverfahren (Möglichkeit zur Prüfung mitgliedstaatlicher 
Maßnahmen durch die Kommission), Marktüberwachung 

--- --- 

IA: Automatisierung der Kommunikation zwischen Marktüberwachungsbehörden --- Art. 61 Abs. 4 

Art. 63 – Umweltorientierte Auftragsvergabe   

 Verpflichtende Mindestanforderungen für öffentliche Aufträge ab 12.02.2031* Art. 63 Abs. 2 

IA: Festlegung der Mindestanforderungen durch die Kommission bis 12.02.2030 Art. 63 Abs. 1 

Art. 64-67 --- --- 

Art. 68 – Erlass von geeigneten Sanktionsvorschriften für Verstöße gegen die 
PPWR durch die Mitgliedstaaten 

bis 12.02.2027 Art. 68 Abs. 1 

Art. 69-71 --- --- 

Allgemeine Evaluierung der Verordnung durch die Kommission bis 12.08.2034 Art. 69 

 

***** 




